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Antrag Nr. 17 

 

der Fraktion Sozialdemokratischer Gewerkschafter:innen 

an die 185. Vollversammlung der Kammer für Arbeiter und Angestellte für Wien 

am 28. Mai 2026 

 

 

Öffentlicher Raum ist eine öffentliche Aufgabe 
 
 

Der Klimawandel stellt die Stadtentwicklung vor große Herausforderungen. Ziel muss es sein auch bei 

steigenden Temperaturen in Zukunft die hohe Lebensqualität in Wien zu gewährleisten. Von zentraler 

Bedeutung dafür ist der notwendige klimawandelbedingte Stadtumbau insbesondere im Bereich der 

Umgestaltung des öffentlichen Raumes. Dieser umfasst neben der Vorsorge von Begrünungs- und 

Beschattungsmaßnahmen, die Berücksichtigung von Maßnahmen zu Wasserrückhalt und Entsiegelung, die 

Errichtung von Aufenthaltsmöglichkeiten, die Vorsorge von Spiel- und Kommunikationsräumen sowie den 

Erhalt der Zugänglichkeit von öffentlichen Grünflächen wie zB Bundesgärten. 

 

Der öffentliche Raum muss jedenfalls für alle Bevölkerungs- und Nutzer:innengruppen ohne Ausschluss und 

Einschränkungen zur Verfügung stehen. Die Ausgestaltung muss ausschließlich durch die Finanzierung der 

öffentlichen Hand umgesetzt werden und öffentlichen Leitlinien und Zielvorgaben folgen.  

Der öffentliche Raum muss auch unter den bestehenden Budgetrestriktionen Aufgabe der öffentlichen Hand 

bleiben.  

 

Die Vollversammlung der Kammer für Arbeiter und Angestellte für Wien fordert daher die Wiener 

Stadtregierung und die Bundesregierung auf, folgende Forderungen umzusetzen: 

 

• Die Planung, Ausgestaltung, Servicierung und Betreuung des öffentlichen Raums muss in 

öffentlicher Hand verbleiben und nach öffentlichen Zielvorgaben erfolgen. 

• Public Private Partnership Modelle (PPP) dürfen auch in Zukunft nicht über die Gestaltung 

und Rahmenbedingungen der Nutzung für die Gesamtgesellschaft entscheiden.  

• Für alle öffentlichen Räume, Grünflächen und Parkanlagen müssen – unabhängig von 

Finanzierungs- und Betreuungsmodellen – offene, nichtdiskriminierende Zugangs- und 

Nutzungsmöglichkeiten gewährleistet werden.  

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 
 

Angenommen  Zuweisung  Ablehnung  Einstimmig  Mehrheitlich  

 


